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7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 362 


16. 03. 73 


Sachgebiet 212 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über den Beruf des Diätassistenten 
— Drucksache 7/116 — 


A. Problem 

Hinsichtlich der Ausbildung von Diätassistenten gibt es bisher 
in der Bundesrepublik Deutschland nur zum Teil unterschied- 
liche Länderregelungen. Es besteht ein Bedürfnis für eine bun- 
desgesetzliche Regelung für diesen Beruf, weil eine Vereinheit- 
lichung der Zugangsvoraussetzungen, insbesondere der Ausbil- 
dungsanforderungen, für das gesamte Bundesgebiet im 
Interesse einer gleichmäßigen Versorgung der Bevölkerung 
notwendig ist. 


B. Lösung 

Nach dem Entwurf sollen für die Erteilung der Erlaubnis zur 
Führung der Berufsbezeichnung „ Diätassistent " oder „Diät- 
assistentin" Voraussetzung sein: 

1. Teilnahme an einer dreijährigen Lehrgangsausbildung an 
einer staatlich anerkannten Lehranstalt für Diätassistenten, 
zu der Bewerber mit Realschulabschluß oder einer gleichwer- 
tigen Ausbildung Zugang haben, 

2. Bestehen der staatlichen Prüfung, 

3. Zuverlässigkeiten zur Ausübung des Berufs und 

4. geistige und körperliche Eignung zur Ausübung des Berufs. 

Der Entwurf sieht eine Ermächtigung für den Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit vor, die Mindestanforderun- 
gen an die Ausbildung und das Nähere über die staatliche Prü- 
fung zu regeln. Er enthält ferner Vorschriften, die die Aner- 
kennung von außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes 
erworbenen Ausbildungen sowie die Anrechnung anderer Aus- 
bildungen betreffen. 

(einstimmig) 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz nicht mit Kosten belastet. Den 
Ländern und Gemeinden werden aus der Durchführung des 
Gesetzes infolge der Verlängerung der Lehrgangsausbildung 
und ihrer Intensivierung voraussichtlich Mehrkosten erwach- 
sen, soweit sie Träger von Lehranstalten für Diätassistenten 
sind. Diese Mehrkosten werden sich schätzungsweise auf insge- 
samt 1 200 000 DM jährlich belaufen. 


A. Bericht des Abgeordneten Zeitler 


Der Gesetzentwurf wurde am 5. Februar 1973 ein- 
gebracht. Er hat dem Deutschen Bundestag bereits 
in der 6. Wahlperiode Vorgelegen, konnte aber we- 
gen der vorzeitigen Auflösung nicht mehr verab- 
schiedet werden. Der Deutsche Bundestag hat den 
Entwurf in seiner 15. Sitzung am 16. Februar 1973 
im Anschluß an die 1. Lesung an den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit überwiesen. Der 
Ausschuß hat das Gesetz in seiner 4. Sitzung am 
14. März 1973 abschließend behandelt. Eine Bera- 
tung des gleichlautenden Entwurfs der 6. Wahlperio- 
de hatte bereits in der 75. Sitzung des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit des 6. Deutschen 
Bundestages am 12. April 1972 stattgefunden. 

Abgesehen von einer Hinausschiebung des Zeit- 
punkts des Inkrafttretens wurde der Entwurf in der 
Fassung der Regierungsvorlage einstimmig gebilligt. 

I. Allgemeines 

Durch das Gesetz über den Beruf des Diätassisten- 
ten soll erstmals die Zulassung zu diesem Beruf bun- 
deseinheitlich geregelt werden. Es betrifft im we- 
sentlichen die Erlaubnis zur Berufsausübung unter 
der Berufsbezeichnung „Diätassistent" oder „Diät- 
assistentin" und legt die Vor- und Ausbildungsvor- 
aussetzungen fest. Vorgesehen ist ein dreijähriger 
Lehrgang an einer staatlichen anerkannten Lehran- 
stalt für Diätassistenten, der mit einer staatlichen 
Prüfung abschließt. Lehranstalten für Diätassistenten 
sind die Schulen nach den schulgesetzlichen Rege- 
lungen der Länder oder die solchen Schulen nach 
Landesrecht gleichgestellten Einrichtungen. Zugang 


zu der Ausbildung haben Bewerber mit einem Real- 
schulabschluß oder der Mittleren Reife. 

Durch die Schaffung einer einheitlichen Lehrgangs- 
ausbildung, die auch die praktische Seite der Aus- 
bildung umfaßt, soll eine Intensivierung der Aus- 
bildung erreicht werden. Eine ausreichende und an- 
gemessene Ausbildung soll dadurch sichergestellt 
werden, daß der Lehrgang auf eine Dauer von drei 
Jahren angelegt ist. Die Ausbildungszeit überschrei- 
tet damit auch nicht vertretbare Grenzen für eine 
Berufsausbildung. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 9 des Grundgesetzies. Es be- 
steht ein Bedürfnis für eine bundesgesetzliche Rege- 
lung, weil eine Vereinheitlichung der Zugangsvor- 
aussetzungen für das gesamte Bundesgebiet im In- 
teresse einer gleichmäßigen Versorgung der Bevöl- 
kerung notwendig ist. 

II. Zu einzelnen Vorschriften 

§ 2 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 enthält die Regelung der Ausbil- 
dungszeit. Daß die Dauer der Ausbildung auf drei 
Jahre festgelegt werden soll, wurde sowohl vom 
Ausschuß als auch von den Betroffenen besonders 
begrüßt. Die Anforderungen, die heute an einen 
Diätassistenten gestellt werden, sind so umfangreich, 
daß die notwendigen Kenntnisse in einer kürzeren 
Ausbildung nicht erworben werden könnten. Gleich- 
zeitig wurde betont, daß eine dreijährige Ausbil- 
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düng den zeitlichen Rahmen nicht sprengt, der für 
eine Berufsausbildung gelten sollte. 

§ 5 

Nach § 5 Abs. 3 Buchstabe b wird u. a. eine Unter- 
brechung durch Schwangerschaft auf die Dauer des 
Lehrgangs angerechnet. Diese Ausfallzeit darf nach 
der gleichen Vorschrift jedoch eine Gesamtdauer 
von zwölf Wochen nicht überschreiten. Der Ausschuß 
befaßte sich mit der Frage, ob nicht gerade im Falle 
einer Unterbrechung infolge einer Schwangerschaft 
eine Verlängerung der anrechenbaren Ausfallzeit 
notwendig 'sei. Unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß bei einer längeren Unterbrechung einmal die 
Ausbildung der Betroffenen selbst gefährdet würde, 
zum anderen der ganze Lehrgang durch den Nach- 
holbedarf einer einzelnen Teilnehmerin belastet 
würde, entschloß sich der Ausschuß jedoch dazu, 
dem Regierungsvorschlag zu folgen. Dabei wurde 
u. a. auch berücksichtigt daß die Betroffene im Fall 
einer längeren Unterbrechung, z. B. im dritten Aus- 
bildungsjahr nicht die gesamte Ausbildung wieder 
von vorn beginnen muß, sondern nur zur Wieder- 
holung eines Ausbildungs ab Schnitts gezwungen ist. 


§ 8 

Nach dieser Vorschrift wird die unerlaubte Füh- 
rung der Berufsbezeichnung „Diätassistent" als Ord- 


nungswidrigkeit behandelt, die mit einer Geldbuße 
bis zu 5 000 Deutsche Mark geahndet werden kann. 
In anderen, entsprechenden berufsregelnden Geset- 
zen sind als Höchstgrenze für eine Geldbuße zur 
Ahndung einer Ordnungswidrigkeit 1 000 Deutsche 
Mark festgesetzt. Der Ausschuß hält es für richtig, 
in diesen Fällen eine Anpassung auf 5 000 Deutsche 
Mark vorzunehmen und auch in anderen, für die Zu- 
kunft zu erwartenden Gesetze dieser Art eine ent- 
sprechende Höchstgrenze festzusetzen. 

§ 11 

Der Wortlaut des vorliegenden Regierungsent- 
wurfs entspricht dem bereits in der 6. Wahlperiode 
vorgelegten Entwurf, und zwar auch hinsichtlich des 
Zeitpunktes des Inkraftretens. Die Verzögerung der 
Verabschiedung erfordert ein Hinausschieben die- 
ses Zeitpunktes. Dabei war insbesondere zu berück- 
sichtigen, daß das zuständige Ministerium erst nach 
Verabschiedung des Gesetzes in der Lage ist, die er- 
forderlichen Rechtsverordnungen (siehe § 6) zu er- 
arbeiten. Da es insoweit um wichtige Entscheidungen 
wie z. B. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
geht, ist ein gewisser Zeitraum erforderlich. Ande- 
rerseits war der übliche Zeitpunkt des Beginns der 
Ausbildungslehrgänge in die Überlegungen ednzube- 
ziehen, Unter diesen Voraussetzungen hielt es der 
Ausschuß für angemessen, den Zeitpunkt des In- 
krafttretens auf den 1. Januar 1974 hinauszuschie- 
ben. 


Bonn, den 15. März 1973 


Zeitler 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/116 — mit der Maßgabe, daß § 11 Satz 1 
folgende Fassung erhält: 

„Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 11 , 
im übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 14. März 1973 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Zeitler 

Berichterstatter 



